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STADT 
MAINBURG 

VERFAHRENSVERMERKE 

LANDKREIS 
KELHEIM 

REGIERUNGSBEZIR~ 
NIEDERBAYERI' 

1. Der Stadtrat der Stadt Mainburg hat in der Sitzung vom 26.01.2016 die Änderung des Bebal;!ungs - und 
Grünordnungsplans " Hopfenweg bis Zieglerstraße" mit Deckblatt Nr. 10 beschlossen. Der AnderungsbeschlusE 
wurde am 22.03.2017 ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung 
den Vorentwurf des Deckblattes Nr. 10 in der Fassung vom 26 .01 .201 6 hat in der Zeit vom 30.03.2017 bis 
02.05.2017 stattgefunden. 

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB fü 
den Vorentwurf des Deckblattes Nr. 10 in der Fassung vom 26.01.2016 hat in der Zeit vom 05.04.17 bis 
05.05.2017 stattgefunden. 

4. Der Entwurf des Deckblattes Nr.1 0 in der Fassung vom 30.05.2017 wurde mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 29.01 .2018 bis 01.03.2018 öffentlich ausgelegt. 

5. Zu dem Entwurf des Deckblattes Nr. 10 in der Fassung vom 31 .05.2017 wurden die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 29.01 .2018. bis 01.03.2018 beteiligt. 

6. Die Stadt Mainburg hat mit Beschluss des Stadtrats vom 13.06.2018 das Deckblatt Nr. 10 
gern.§ 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 13.06.2018 als Satzung beschlossen. 

7. Ausfertigung 
Nach Abschluss des Planaufstellungsverfahrens ausgefertigt. 

~·~~::~~;siec ~~f ~ · ~~~ =~·~,lQM ~ M~\~ 
8. Der Satzungsbeschluss zu dem Deckblatt Nr. 10 wurde amolb..'.~M. gemäß§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB 

ortsübU\j';{IJ't~~~m~~·'.i"~hoog tritt dec Bebauungs- und Gcün~ Kcaft. 

Mainburg ...... „ ..... „ ...... „.ff. ..... .... iJJ··· ..... „.„ .. „ .... „„„„ den .0.LQ3_,iOJ.J ,S;~:Y,~·1?1~\ fi ~-~ ::#\\ 
's;;;ge;rne;;;e; H~i~~i F;~hi~1:"' ~ f!! { _g; 1 

\,,...)• ''J·tu,,. 
,„„'- <'.--t..q 

~ 
„ D 1n! . Ing. ~ 

IV.;,r1111 Ht b 1l <;4 1 er O:> 

\ 6J 8•vlkaBau; 
-..,L.~~~--===:::::!...-:Z,.,....----!Bera1cnder r? 

h 
1 e ieurbüro Martin Huber '"S-0 Ingenieur 0if> 

m Dipl. Ing. für Bauwesen "><1v 111 ss ).,-<.-< 
Regensburger Str. 24, 84048 Mainburgs.-:1::10 s"o } 
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Prj .Nr.: 2014-126/0810-E.01 

Als Planungsunterlagen wurden amtl. Flurkarten der Vermessungsämter im Maßstab M 1: 1000 verwendet (Zur Maßentnahme nur bedingt geeignet!) 
Dieser Plan ist urheberrechtlich geschützt. Eine Weiterverwendung - auch auszugsweise - ist nur mit Erlaubnis des Planfertigers gestattet. 
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

1) ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Festgesetzt wird ein Allgemeines Wohngebiet gemäß§ 4 BauNVO. Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO 

ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Betriebe der Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht 

störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltung, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) werden 

als unzulässig festgesetzt. 

2) MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

2.1) Im Allgemeinen Wohngebiet beträgt die zulässige Grundflächenzahl 40 vom 100 

(GRZ 0,4). 

2.2) Im Allgemeinen Wohngebiet beträgt die zulässige Geschossflächenzahl 90 vom 100 
(GFZ 0,9). 

2.3) Die zulässige Wandhöhe auf den Parzellen 1 und 2 beträgt talseitig maximal 7,30 m bezogen auf die 

Geländeoberfläche. 

Maßgebend ist die Höhe der Mauer gemessen von der gewachsenen Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt 
mit der Dachhaut. Bergseitig resultiert in Abhängigkeit vom Gelände eine entsprechend geringere Wandhöhe. 

Auf den Parzellen 3 und 4 (ebenes Gelände) beträgt die zulässige Wandhöhe traufseitig maximal 6,80 m 

bezogen auf die Geländeoberfläche. 

2.4) Die max. zulässige Anzahl von Vollgeschossen wird auf 2 beschränkt (E+I) 

E+I: 

r[jj 
2.5) Die zulässige Anzahl von Wohnungen je Wohngebäude wird auf 4 begrenzt. 

3) ÜBERBAUBARE FLÄCHEN 

4) 

Die überbaubaren Flächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO festgesetzt. 

Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind einzuhalten ; Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO findet 

keine Anwendung. 

BAUWEISE 

Festgesetzt wird die offene Bauweise nach§ 22 Abs. 2 BauNVO. 

5) MINDESTGRÖSSE BAUGRUNDSTÜCKE 

600 m2 

6) ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN gemäß§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO 

6.1) Die maximal zulässige Dachneigung beträgt 22 Grad bezogen auf die Horizontale. 

6.2) Dacheindeckung: Dacheindeckungen sind aus Dachsteinen in roten, braunen oder anthrazit
farbenen Tönen auszuführen. 

7) GARAGEN I CARPORTS UND STELLPLÄTZE: 
Garagen und Nebengebäude sind in Dachform, Dacheindeckung und Dachneigung dem Haupt

gebäude anzupassen. Kellergaragen sind unzulässig . Zwischen Garagentor und öffentlicher 

Verkehrsfläche muss ein Abstand von mind. 5,00 m frei gehalten werden. 

Stellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Mainburg in der jeweils gültigen 

Fassung erforderlich. Alle Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen. 

Garagen I Carports und Stellplätze sind ausschließlich in den als Flächen für Garagen / Carports 

und Stellplätze festgesetzten Flächen zulässig. 

8) AUFSCHÜTIUNGEN UND ABGRABUNGEN 

Aufschüttungen und Abgrabungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken (Eingangs-, 
Zufahrts- und Terrassenbereich) jedoch bis max. 1,20 m Höhenunterschied zulässig. 
Stützmauern sind zulässig bis maximal 1,20 m ab natürlichen Gelände. 

9) GRÜNORDNUNG 

9.1) EINGRÜNUNG DES GRUNDSTÜCKS 
Auf den Baugrundstücken sind zusätzlich zu den nach zeichnerischer Festsetzung anzupflanzenden 
Bäume je angefangener 450 m2 Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger oder 2 kleinkronige 
Bäume gemäß Artenliste anzupflanzen. Alle Flächen, die nicht für Gebäude, Stellflächen, Zufahrten und Wege 
bestimmt sind, sind zu begrünen. Mindestens 15% des Grundstücks sind zu begrünen. Jedes Grundstück muss 
mit standortgerechten heimischen Bäumen und Sträuchern eingegrünt werden. Ein Teil der Pflanzung hat 
grundsätzlich entlang der Grundstücksgrenze zu erfolgen. 
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9.2) GEHÖLZPFLEGE 
Gehölzpflanzungen sind fachgerecht zu pflegen und.dauerhaft zu erhalten. 

Abgängige Gehölze sind spätestens in der folgenden Vegetationsperiode zu ersetzen. 

9.3) ARTENLISTE FÜR HAUSGÄRTEN 

Bäume 1. Wuchsordnung 
Acer platanoides (Spitzahorn) 
Quercus robur (Eiche) 
Tilia cordata (Winterlinde) 
Juglans regia (Walnuss) 
Pflanzenqualifikation: 
Mindestanforderung 
Hochstamm 3 x v . Stu 12/14 

Obstbäume: 
Hoch-oder Halbstamm 
Mindestanforderung 2 x. v. StU 7/8 

Vorschlag: 

Bäume 2 Wuchsordnung 
Acer campestre (Feldahorn) 
Carpinus betulus (Hainbuche) 
Amelanchier lamarckii (Felsenbirne) 
Prunus in Arten (Zierkirschen) 
Malus sylvestris (Holzapfel) 
Sorbus aria (Echte Mehlbeerre) 
und vergleichbare Arten 
Pflanzenqualifikation: 
Hochstamm oder Stammbüsche 
Mindestanforderung: StU 12/14 

Äpfel 
Gewüzluiken 
Kaiser Wilhelm 
Reglindis 

Birnen 
Converence 
Gute Graue 

Kirschen 
Burlat 
Morellenfeuer 

Pastorenbirne Hedelfinger 

Sträucher 
für die Eingrünung entlang der Grundstücksgrenzen 
Cornus mas (Kornelkirsche) 
Cornus sanguinea (Roter Hartriegel) 
Corylus avellana (Haselnuss) 

Syringa vulgaris (Flieder) 
Ribes alpinum „Schmidt" Alpenjohannisbeere 
Viburnum opulus 
Sambucus nigra 
Ligustrum vulgare (Liguster) 
Forsythia intermedia „Lynwood" 
Pflanzenqualifikation: 
Sträucher 2 x v., Höhe 60 / 100 cm 

9.4) GESTALTUNG DER FREIFLÄCHEN 

Mit der Vorlage des Bauantrags bzw. der Unterlagen in der Genehmigungsfreistellung ist ein Freiflächen

gestaltungsplan, der von einem qualifizierten Fachmann zu erstellen ist, fü r den beauftragten Bereich 

entsprechend den Festsetzungen des GOP I bzw. Bebauungsplanes einzureichen. Die Flächen sind 

in der vorgegebenen Weise zu erhalten, zwecksprechend zu pflegen und bei Abgang der Arten ist 

entsprechend nachzupflanzen. 

9.5) VERSIEGELUNG 

10) 

11) 

Die im Plan festgesetzten unversiegelten Flächen sind wasserdurchlässig auszubilden z. B. als 

wassergebundene Decke, Kiesfläche, Schotterrasen oder Pflaster mit Rasenfuge 

WASSERVERSORGUNG 

Nach Auskunft des Zweckverbandes Wasserversorgung Hallertau kann der Planungsbereich an die 

Wasserversorgungsanlageder Stadt Mainburg angeschlossen und langfristig ausreichend mit Trinkwasser 

versorgt werden. Das betreffende Baugrundstück FI. Nr. 1358 in Mainburg befindet sich in einer Hochzone, 

die von einer zentralen Drucksteigerungsanlage versorgt wird. Der Wasserdruck beträgt in dem 

bestehenden Baugebiet ca. 5,5 bar. Somit ist ein ausreichender Druck gewährleistet 

NIEDERSCHLAGSWASSER 

Nicht oder gering verschmutztes Niederschlagswasser ist vorrangig über den belebten Oberboden 

zu versickern (z. B. breitflächig über Grünflächen oder Mulden). 

Auf jeder Parzelle ist je nach Erfordernis eine Retentionszisterne zur Regenwasserrückhaltung zu erstellen. 

Die Erfordernis ergibt sich aus der Prüfung der Sickerfähigkeit des Untergrundes, die im Zuge der 

Erschließungsplanung erfolgt. Bei nicht ausreichender Sickerfähigkeit des Bodens ist auf dem jeweiligen 

Grundstück eine Retentionszisterne zur Gewährleistung einer geordneten Ableitung des 

Niederschlagswassers in den Mischkanal vorzusehen. 
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12) BODENSCHUTZ 

Der Oberboden ist vor baulichen Maßnahmen abzutragen, bauseits zu lagern und für die spätere Humusierung 

zu verwenden. Er ist in seiner ganzen Stärke abzutragen und in Mieten mit max. 3,00 m Basisbreite und 

max. 1,50 m Höhe zu lagern. Bei längerer Lagerung des Oberbodens sind die Oberflächen mit Leguminosen

mischungen anzusähen. Grundsätzlich ist die Oberfläche so wenig wie möglich zu versiegeln. Im Sinne des Boden

schutzes ist einer wasserdurchlässigen Befestigung der Vorrang einzuräumen, soweit dies den betrieblichen Belangen 

nicht im Wege steht. 

13) STRASSENBELEUCHTUNG 

Für Straßenbeleuchtung sind insektenfreudliche LED Lampen zu verwenden . 

HINWEISE 

1) GRUNDWASSER 

Alle Eigentümer haben ihr Grundstück vor Grund-, Hang- bzw. Schichtwasser zu sichern. Auf die 

Anzeigepflicht gern. Art. 30 BayWG bei der Freilegung vom Grundwasser bzw. die Erlaubnispflicht 

von Bauwasserhaltungen gern. Art. 15 BayWG wird hingewiesen. 

2) ABWASSERBESEITIGUNG 

Schmutzwasser nach örtlicher Satzung und DIN 1986 und DIN EN 752. 

Unverschmutzes Regenwasser ist möglichst auf dem eigenen Grundstück zu versickern. Auf 

jeder Parzelle ist je nach Erfordernis eine Retentionszisterne zur Regenwasserrückhaltung zu erstellen. 

Das Erfordernis ergibt sich aus der Prüfung der Sickerfähigkeit des Untergrundes, die im Zuge der 

Erschließungsplanung erfolgt. Bei nicht ausreichender Sickerfähigkeit des Bodens auf dem jeweiligen 

Grundstück wird eine Retentionszisterne zur Gewährleistung einer geordneten Ableitung des 

Niederschlagswassers in den Mischkanal. 

3) ABFALLENTSORGUNG 

Die Beseitigung des Abfalls erfolgt über die kommunale Müllentsorgung. 

4) DENKMALSCHUTZ 

Sollten bei Bauarbeiten unbekannte Bodendenkmäler sichtbar werden, muss das Landesamt 

für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde umgehend davon unterrichtet 

werden. Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer 

Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutz

behörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

5) STRASSE 

Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

6) REGENERATIVE ENERGIEERZEUGUNG 

Die Nutzung der Dachflächen zur Erzeugung von Strom durch Photovoltaik wird empfohlen. 

7) GEFAHR DURCH WILD ABFLIESSENDES WASSER 

Bauliche Anlagen sind auch abseits von oberirdischen Gewässern vielfältigen Gefahren durch Wasser 

ausgesetzt. Aufgrund der Hanglage des Planungsgebietes kann eine Gefährdung durch wild abfließendes 

Wasser nicht ausgeschlossen werden. Eine Ab- oder Umleitung wild abfließenden Wassers zum Nachteil 

Dritter darf nicht erfolgen (§ 37 WHG). Es ist die Aufgabe des Bauherren, die Detailentwässerung zu regeln, 

ohne dass hierdurch angrenzende Flächen negativ beeinträchtigt werden. Geeignete Vorsorgemaßnahmen 

zur Schadensvermeidung werden vorgesehen (z. B. planmäßige Ableitung des wild abfließenden Wassers 

oder Objektschutzmaßnahmen, z. B. die Anordnung des Erdgeschosses mindestens 50 cm über Geländeniveau). 

Ferner muss mit Hang-/ Schichtwasser gerechnet werden. Wir empfehlen daher Keller oder vergleichbare bauliche 

Anlagen wasserdicht auszuführen. Das bedeutet auch, dass alle Öffnungen sowie Leitungs- und Rohrdurchführungen 

wasserdicht oder anderweitig geschützt sein müssen. Detaillierte Empfehlungen zum Objektschutz und baulichen 

Vorsorge enthält die Hochwasserschutzfibel des Bundesumweltministeriums, siehe unter 

(www.bmub.bund.de <http://www.bmub.bund.de. Suchbegriff „Hochwasserschutzfibel"). 

8) NIEDERSCHLAGSWASSER 

Für die Einleitung des Niederschlagswassers sind die Bestimmungen der Niederschlagswasser

freistellungsverordnung (NWFreiV) vom 01.01.2000, geändert zum 01 .10.2008 und der Technischen 

Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 

(TRENGW) vom 17 .12.2008 oder in Oberflächengewässer (TRENOG) vom 17.12.2008 zu beachten. 
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9) TELEKOMMUNIKA TIONSLI NIEN 

---
--

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom AG. Bei der Planung und 

Ausführung der Bauvorhaben ist darauf zu achten, dass diese Linien nicht verändert oder beschädigt werden. 

Hinsichtlich geplanter Baumstandorte ist das "Merkblatt über Standorte und unterirdische Ver- und Ent

sorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswesen, Ausgabe 1989- siehe hier 

unter anderem Abschnitt 3 - zu beachten. 

WASSERVERSORGUNG 

Das Baugrundstück befindet sich in einer Hochdruckzone, die von einer zentralen Drucksteigerungsanlage 

versorgt wird. Der Wasserdruck beträgt im bestehenden Baugebiet ca. 5,5 bar. 
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FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 

D Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplan
deckblattes 

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Allgemeines Wohngebiet gemäß§ 4 BauNVO. 

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

0,4 

WH 6,8m 

r---, 
1 1 L ___ J 

VERKEHRSFLÄCHEN 

GRÜNORDNUNG 

Grundflächenzahl als Höchstmaß 

Max. zulässige Wandhöhe in Metern 

Baugrenze 

Flächen für Garagen/Carports, Nebenanlagen und Stellplätze 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 

Straßenbegrenzungslinie 

zu pflanzender Baum 
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DARSTELLUNGEN ALS HINWEIS (Ohne Festsetzungscharakter) 

vorgeschlagene Grundstücksteilung 

650 m2 Grundstücksgröße 

Parzellennummer 

GA I Carport I St Garage I Carport I Stellplatz 

Wohngebäude I Garage 

i' 5.00 1' Maßzahl in Meter 

Darstellung der möglichen Baugebietserweiterung 

650 m2 

0 
D 
D 
D 

PLANGRUNDLAGE 

!i2/5 

D 
D 

mögliche Grundstücksteilung 

mögliche Grundstücksgröße 

Wohngebäude 

Baum 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 

Grundstücke 

Grünflächen 

Flurstücksgrenze 

Flurstücksnummer 

bestehendes Hauptgebäude 

bestehendes Nebengebäude 

Höhenlinie mit Angabe in Metern über NN 
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BEBAUUNGS- UND GRÜNORDNUNGSPLAN 
"HOPFENWEG BIS ZIEGLERSTRAS'SE", DECKBLATT NR. 10 
M 1:1000 
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